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(4) Die Dauer der Unterbringung in einer Trinker­
heilanstalt oder einer Entziehungsanstalt darf auch im 
Falle einer Anordnung nach Absatz 3 insgesamt die 
gesetzliche Höchstdauer der Maßregel nicht über­
schreiten.

§ 42i
(1) Die Untergebrachten können innerhalb oder 

außerhalb der Anstalt auf eine ihren Fähigkeiten an­
gemessene Weise beschäftigt werden.

(2) Die in Sicherungsverwahrung Untergebrachten 
dürfen nur mit ihrer Zustimmung außerhalb der An­
stalt beschäftigt werden.

§ 42k 
(weggefallen)

§421

(1) Wird jemand wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens, das er unter Mißbrauch seines Berufs oder 
Gewerbes oder unter grober Verletzung der ihm kraft 
seines Berufs oder Gewerbes obliegenden Pflichten be­
gangen hat, zu Freiheitsstrafe von mindestens drei 
Monaten verurteilt, so kann ihm das Gericht zugleich 
auf die Dauer von mindestens einem und höchstens 
fünf Jahren die Ausübung des Berufs, Gewerbes oder 
Gewerbezweiges untersagen, wenn dies erforderlich 
ist, um die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu 
schützen.

5. Abschnitt 
Zusatzstrafen

§ 49
(bei § 27 StGB West)

§§ 50—52 
(bei §§ 38 f. StGB West)

§53
Verbot bestimmter Tätigkeiten

(1) Das Tätigkeitsverbot kann zusätzlich zu einer 
Freiheitsstrafe oder Verurteilung auf Bewährung aus­
gesprochen werden, wenn der Täter die Straftat un­
ter Ausnutzung oder im Zusammenhang mit einer 
Berufs- oder anderen Erwerbstätigkeit begangen hat 
und es im Interesse der Gesellschaft notwendig ist, 
ihm die Ausübung dieser Tätigkeit zeitweilig oder 
für dauernd zu untersagen.

(2) Das Tätigkeitsverbot soll den Verurteilten an der 
Begehung weiterer Straftaten im Zusammenhang mit 
seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit hindern und be­
wußt machen, daß eine Berufs- oder Erwerbstätigkeit 
nicht zur Begehung von Straftaten mißbraucht wer­
den darf.

(5) Die Dauer des Tätigkeitsverbots beträgt minde­
stens ein Jahr und höchstens fünf Jahre und ist nach 
vollen Jahren zu bemessen. Bei Verurteilung auf Be­
währung darf sie die Dauer der Bewährungszeit nicht 
übersteigen. Wird eine Freiheitsstrafe von mehr als 
fünf Jahren ausgesprochen, kann Tätigkeitsverbot bis 
zu zehn Jahren und im Falle einer besonders schwe­
ren verbrecherischen Verletzung von Berufspflichten 
dauerndes Tätigkeitsverbot ausgesprochen werden. 
Das Tätigkeitsverbot wird mit Rechtskraft des Urteils 
wirksam; in Verbindung mit Freiheitsstrafe wird sei­
ne Dauer vom Tage der Entlassung aus dem Vollzug 
an berechnet.


